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Der Chuenimatt-Deal
Statt produktiver Hightech-Firmen soll die Wirtschaftskammer in Pratteln angesiedelt werden

Keine Nachverhandlungen. Der Besitzer des Buss- und Wasa-Areals (gelb), Hermann Beyeler, wurde beim Verkauf der
Chuenimatt (rot) vom Kanton aussen vor gelassen, trotz der Bereitschaft, eine Million Franken mehr zu zahlen. Grafik Nino Angiuli

Zur Grossrats-Debatte über die Sicherheit der Basler Juden

Juden sind Seismografen der Demokratie
Von Joël Hoffmann

Der Grosse Rat 
hat am Mittwoch 
einstimmig 
beschlossen, die
Basler Juden
beschützen zu wol-
len. Bewaffnete
Sicherheits-
assistenten der Bas-

ler Polizei sollen künftig jüdische Ein-
richtungen bewachen. Die Juden sind
erleichtert. Ihre Diplomatie und die
Unterstützung einzelner bürgerlicher
Politiker, wie etwa von LDP-Grossrätin
Patricia von Falkenstein, waren erfolg-
reich. Die Angelegenheit scheint
vorerst erledigt. Doch der Schein trügt.

Die Tatsache, dass die in der Ver-
fassung garantierten Rechte aller
Einwohner nach körperlicher Unver-
sehrtheit und der Ausübung der Reli-
gion in einer Gemeinschaft für Juden
nicht mehr selbstverständlich sind, 
sondern in einem kantonalen Parla-
ment erst eine Mehrheit finden müssen, 
ist befremdlich. Dass sich die Vertreter 

der jüdischen Gemeinschaft nach dem
langwierigen diplomatischen Einsatz
gehorsamst bedanken, hat etwas 
Erniedrigendes.

Bevor die Debatte vor Jahren in
Basel begann, attestierte der Nach-
richtendienst des Bundes für Juden 
eine erhöhte Gefährdung, weshalb
diese grösseren Schutzes als bisher 
bedürften. Angesichts der Zustände in
Europa, der seit den 1930er-Jahren
nicht mehr gekannten Ausbrüche anti-
semitischer Gewalt, liegt diese Ein-
schätzung auf der Hand.

Doch statt für die Sicherheit der
Juden Mittel zu sprechen, war der erste 
Vorschlag des Bundes, dass die Juden
einen Fonds äufnen sollten, um damit
ihre Sicherheit zu bezahlen. Das war 
ein Schock für die Juden: Der Staat will
für die Sicherheit eines Teils seiner
Einwohner nicht aufkommen. Und die
Meinung, die Juden hätten das Geld,
um ihre Sicherheit selber zu bezahlen,
beruht auf dem antisemitischen Vor-
urteil des reichen Juden.

Die Realität ist eine andere: Die
Kosten für die Sicherheit gefährdet das

jüdische Leben in Basel, weil steigende
Kosten schrumpfenden Mitglieder-
zahlen gegenüberstehen. Die jüdischen
Gemeinden, die seit jeher wie selbstver-
ständlich ihre Friedhöfe, den Religions-
unterricht und eben die Sicherheit sel-
ber bezahlten, weil man sympathi-
scherweise keine Anspruchshaltung an 
den Staat demonstrieren wollte, baten
nun die Politik um Hilfe.

Es war LDP-Grossrätin von Falken-
stein, die sich zunächst vergeblich für
die Juden einsetzte. Es war die SVP, die 
Polizisten zum Schutze der Juden for-
derte. Es war die Linke, die sich sonst 
doch immer für Minderheiten einsetzt,
die den SVP-Vorschlag ablehnte – eine
weitere grosse Enttäuschung für die
Juden, die mit Ralph Lewin einst einen
SP-Regierungsrat stellten.

Und nun also, nach viel diplomati-
scher Arbeit im Hintergrund, hat auch 
die Linke schliesslich für den Polizei-
schutz votiert. Und der im Saal als
Zuschauer anwesende Präsident der
Israelitischen Gemeinde Basel (IGB), 
Manuel Battegay, äusserte seine
Erleichterung und Dankbarkeit. Die
offiziellen Vertreter sind vollends 
zufrieden. Doch Gespräche mit Juden
zeigen, die Verunsicherung ist gross,
auch Wut ist nicht zu leugnen. Denn:
Während Juden wie Battegay als Arzt
am Unispital Leben retten, ist sein
Schutz an Leib und Leben, während er 
seiner Religion nachgeht, nun also eine
Frage des politischen Willens der nicht-
jüdischen Mehrheit.

Wenn beispielsweise SP-Grossrätin
Tanja Soland während der Parlaments-
debatte von einem «Sonderfall» redet,
weil der Staat «zum ersten Mal eine pri-
vate Institution» unterstützt, dann zeigt
dies, wie wenig Verständnis für die
Situation der Juden bei einigen Politi-
kern vorhanden ist: Die IGB ist nicht
abstrakt eine «private Institution», son-
dern öffentlich-rechtlich anerkannt, so 

wie die christlichen Landeskirchen
auch. Zudem setzt Soland verharm-
losend das Gotteshaus einer verfolgten
Minderheit mit irgendeinem Kleider-
laden oder einer Disco gleich. Der 
Ausdruck «Sonderfall» ist ebenfalls
problematisch. Er suggeriert, dass die
Juden und ihre Situation den Rest der
Gesellschaft nicht betreffen. Doch das
ist ein Irrtum. Die Juden sind eine
Minderheit, die sich immer an die
Gesellschaft angepasst hat. In demo-
kratischen, liberalen Gemeinwesen
ging es ihnen besonders gut. Und
immer dann, wenn die Zeiten
unsicherer und unübersichtlich wer-
den, hat der Antisemitismus Auftrieb,
weil er jenen einen Sündenbock 
liefert, die letztlich nicht mehr an
Rechtsstaat und Demokratie glauben.
Die Situation der Juden ist in gewissem 
Masse also ein Seismograf zum
Zustand der Demokratie. Nimmt
ihre Gefährdung wie im heutigen
Europa zu, sollte eine freiheitliche
Gesellschaft hellhörig werden und die
Verfassung besonders pflegen.
joel.hoffmann@baz.ch

Wer glaubt, dass die
Situation der Juden den
Rest der Gesellschaft 
nicht betrifft, der irrt.

Von Daniel Wahl

Pratteln. Es gibt einen Grund, weshalb
der Prattler Grossinvestor und Kunst-
liebhaber Hermann Alexander Beyeler
die auf den 20. März 2019 angekün-
digte Künstlerschau «Biennale Pratteln» 
abgesagt und das Baselbieter Aushän-
geschild der Förderung des regionalen
Kunstschaffens still und leise abgehängt
hat. Beyeler ist sauer auf den Kanton.
Stocksauer. Denn die Baselbieter Regie-
rung hat ihn beim Verkauf des Nachbar-
Grossgrundstücks Chuenimatt in Prat-
teln nahe beim Aquabasilea aussen vor 
gelassen. Und das, obschon Beyeler mit
der Basler Firma Burckhardt &Partner
zur Ansiedlung von Firmen für
100000 Franken ein Projekt fürs 
Chuenimatt-Areal entwickelt hatte und
für die Parzelle locker über eine Million
Franken mehr geboten hätte. Es war 
Geld, das der Kanton Baselland hätte
brauchen können und auf das er nun
offenbar verzichtet, denn es gab keine
Nachverhandlungen.

Heute ahnt Beyeler, weshalb er 
geschnitten worden ist: Die Bau- und
Umweltschutzdirektion (BUD) verkaufte
das Land unter «vertraulich gehaltenen
Gründen» der Immobilien- und Grund-
stückplanerin Bricks Group AG. Und 
diese hat als Ankermieterin die Wirt-
schaftskammer vorgesehen. Das wird 
vom Architekturbüro, das auf dem 
Gelände nun das Projekt «Tri innova»
entwickelt, bestätigt. Bei Bricks gibt es 
personelle Verflechtungen zur Total-
unternehmerin Losinger Marazzi, wel-
che vom Kanton bei der Entwicklung des
Salina-Raurica-Areals in Pratteln auf das 
Wartegleis gestellt ist.

Verhaltene Bestätigung
Andreas Schneider, Präsident der

Wirtschaftskammer, gibt sich trotz zahl-
reichen Verhandlungen mit Betroffenen 
und mit den Planern – etwa Sitzungen
zu Ausbauwünschen und zusätzlichen
Parkplatzflächen – unverbindlich: «Es ist 
noch offen, wo die Wirtschaftskammer
hingeht. Die Chuenimatt ist nur eine
Option. Richtig ist, dass die Wirtschafts-
kammer in Liestal zu wenig Platz hat.»
Entschieden werde bis Weihnachten.

Nur zu gerne hätte Hermann Alex-
ander Beyeler die Chuenimatt selber zu
seinen Arealen hinzugekauft. Denn der
Grossinvestor realisiert auf seinem
angrenzenden Wasa-Areal 465 Woh-
nungen und investiert dafür 300 bis 
360 Millionen Franken. Für die dort 
ansässigen Firmen, wie die Maschinen-
baufabrik Buss AG oder die Rohr-
bogen AG braucht es Anschlusslösungen;

solche hätte Beyeler auf dem Chueni-
matt-Areal anbieten können und des-
wegen auch einen höheren Kaufpreis zu
bieten locker in Kauf genommen. Ebenso 
bot er eine Lösung für das 130 Jahre alte 
Familienunternehmen Gärtnerei Hug,
das nun durch die Pläne der Wirtschafts-
kammer als «vertrieben worden»
bezeichnet werden darf. 

In den unter Verschluss gehaltenen
Erwägungen der BUD hat Grossinvestor
Beyeler, der im Baselbiet bereits eine
Viertelmilliarde investierte und auf sei-
nen beiden angrenzenden Arealen rund
70 Firmen beherbergt, offenbar zu 
wenig Gewicht. Viel lieber blieb die 
BUD beim suspekt tiefen Quadrat-
meterpreis von 650 Franken für
Industrieland an bester Lage in Pratteln, 
auf dem fünf Stock hoch gebaut werden

kann, und vergab das Land im Oktober
an Bricks. Derzeit werden für solche
Grundstücke Preise ab 1100 Franken
pro Quadratmeter realisiert.

Gegenüber der Öffentlichkeit kom-
munzierte der Kanton, man wolle auf 
dem Chuenimatt-Areal Hightech-
Firmen –  Pharma- und IT-Unter-
nehmen – ansiedeln. «Co-working Space 
sowie Start-up-Flächen im Edelrohbau
runden das Angebot ab», bewarb er es
mit grossen Worten. Nun ist eine
Ansiedelung von Verbandssekretären
auf dem Gelände im Gespräch.

Es verwundert auch nicht: An den
4. Baselbieter Investorengesprächen, am
23. Oktober, an denen die Standort-
förderung Baselland vier entwicklungs-
reife Areale vorgestellt hatte, konnte das
Projekt «Tri innova» mit keinem «Unique

Selling Point» (USP) glänzen, während
Up-Town Arlesheim beispielsweise mit
Industrie 4.0 lockt oder BaseLink am 
Bachgraben in Allschwil sich als Cluster 
im Bio-Valley positioniert. Bricks sprach 
dort von einem Ankermieter, ohne des-
sen Namen zu nennen und hatte den
schwächsten Auftritt. Darin war man
sich einig. An dieses Investorengespräch 
hat die Standortförderung Grossinvestor
Beyeler nicht eingeladen, obschon dieser 
nun bald eine halbe Milliarde Franken in 
Immobilien im Baselbiet angelegt hat.

Gärtnerei in Existenznot geraten
Am härtesten getroffen hat der

Verkauf der Chuenimatt bisher die
Gärtnerei Hug im 130. Jahr.
Das Familienunternehmen mit
15 Angestellten konnte in ihren Liegen-
schaften unter Pacht auf dem Gelände
wirtschaften und Pflanzen verkaufen:
«Uns wurden von der Bau- und Umwelt-
schutzdirektion Hoffnungen gemacht,
wir könnten beim neuen Besitzer unter
Dach kommen», sagt CEO Markus Hug.
Dann sei man nur noch hingehalten und
nicht mehr orientiert worden.

Auf Anfrage der Basler Zeitung stritt
die Bau- und Umweltschutzdirektion 
zunächst ab, mit der Gärtnerei Hug in
Kontakt gestanden zu haben: «Die BUD
hat keine Kenntnis. Wir waren dies-
bezüglich nicht involviert», schrieb sie,
um später kleinlaut einzuräumen, dass
man Sitzungen gehabt, aber gegenüber

der Gärtnerei keine Zugeständnisse
gemacht habe.

Gemäss Recherchen der BaZ waren
für die Vertreibung der Gärtnerei Hug die
Ausbauwünsche der Wirtschaftskammer
ausschlaggebend. Es soll beim ersten
Baukörper in der ersten Bauphase zwei
Untergeschosse mit etwa 500 Parkplätzen
geben, bestätigen Planer von «Tri innova».
Dies hätte die alten Liegenschaften der
Gärtnerei Hug einsturzgefährdet.

Markus Hug mit seinen 15 Anges-
tellten hat kurzfristig eine neue Bleibe
erhalten: Ironischerweise bei Hermann
Beyeler im Gebäude der angrenzenden
BP-Tankstelle. Gegenüber seinem Retter 
ist er voll des Lobes. «Beyeler hat mir die
Existenz gesichert. Er ist verlässlich.»

Hinter vorgehaltener Hand heisst es
in der Baubranche, der Kanton wollte
die Chuenimatt Grossinvestor Beyeler
darum nicht gegeben, weil dessen
«Imperium» mit dem angrenzenden
Wasa- und Buss-Areal zu gross
geworden wäre. Neid oder nur Angst 
vor einem Klumpenrisiko?

Der Prattler Alt-Gemeindepräsident 
Beat Stingelin vermutete zunächst Seil-
schaften zwischen Losinger-Marazzi
und der Regierung. Aber nachdem er 
mit den Recherchen der Basler Zeitung
konfrontiert worden war – dass die
Wirtschaftskammer als Ankermieterin
vorgesehen sei –, sagt er baff: «Jetzt ist 
der Groschen gefallen.»

Frage des Tages
Ist es gut, dass die Wirtschafts-
kammer (Wika) nach Pratteln zieht?

Die Chuenimatt wurde an die Bricks
Group AG verkauft. Diese hat die Wika als
Ankermieterin vorgesehen. www.baz.ch

Das Ergebnis der Frage von gestern:
Ist es nötig, die neuen Polizei-
Teslas lauter zu machen?

44% Ja
(325)

56% Nein
(412)

Kantonsversprechen gebrochen. Statt Räume für Hightech-Firmen soll die
erste Bauetappe von «Tri innova» Flächen für normale Büroarbeiten anbieten.
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